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Eines der Prestigeprojekte der Regierungspartei Bündnis 90/Die Grünen ist die Einführung der Kindergrundsicherung. Umsetzen

soll dies die Familienministerin Lisa Paus. Ihr geht es aber nicht nur um die Umsetzung, sondern auch darum, die Kindergrund-

sicherung mit mehr Geld auszustatten. Die Rede ist von ca. 12 Mrd. Euro. Da Bundesfinanzminister Lindner diese Gelder nicht

freigeben will, sollen diese Mittel durch einen sog. steuerlichen Kniff gewonnen werden. „Spitzenverdiener erhalten auf den

Monat durch den Kinderfreibetrag umgerechnet 373 Euro, Gering- und Normalverdiener über das monatliche Kindergeld nur

250 Euro.“, so Paus. Sie hält das für sozial ungerecht und sieht hier eine Einnahmequelle für die Kindergrundsicherung. Der Kin-

derfreibetrag wird auf das Niveau des Kindergeldes abgesenkt und siehe da, die Einnahmen sind vorhanden. Bekanntermaßen

wird im Rahmen des geltenden Familienleistungsausgleichs die steuerliche Freistellung eines Einkommensbetrags in Höhe des

sächlichen Existenzminimums zuzüglich des Betreuungs- und Erziehungs- oder Ausbildungsbedarfs eines Kindes entweder

durch die Freibeträge nach § 32 Abs. 6 EStG oder durch das als Steuervergütung monatlich vorab gezahlte Kindergeld bewirkt

(vgl. § 31 EStG). Seit 2012 werden Familien durch den Wegfall der für den Kindergeldanspruch zuvor geltenden Einkünfte- und

Bezügegrenze für volljährige Kinder beim Familienleistungsausgleich zusätzlich entlastet (vgl. Steuervereinfachungsgesetz 2011

vom 1.11.2011, BGBl. I, 2131). Die Summe der steuerlichen Freibeträge beträgt derzeit für jedes Kind jährlich 7 812 Euro. In der

Tat führt die steuerliche Verschonung des Freibetrags bei den sog. Spitzenverdienern zu einer höheren Entlastung als das ge-

zahlte Kindergeld. Wie bei jeder anderen Minderung der Bemessungsgrundlage ist dies eine Folge des Progressionstarifs und

hat nichts damit zu tun, dass dem Staat die Kinder von sog. Spitzenverdienern mehr wert sind als andere Kinder. Es ist mithin

keine steuerlicheWohltat. Mal sehen, wie die Diskussionweitergeht.

Entscheidungen
BVerfG: Rückwirkende Einführung einer

körperschaftsteuerrechtlichen Regelung be-

treffend vororganschaftliche Mehrabfüh-

rungen teilweise nichtig

1. Die Verfahren 2 BvL 7/13 und 2 BvL 18/14

werden zur gemeinsamen Entscheidung verbun-

den.

2. § 34 Absatz 1 und Absatz 9 Nummer 4 des

Körperschaftsteuergesetzes in der Fassung des

Gesetzes zur Umsetzung von EU-Richtlinien in

nationales Steuerrecht und zur Änderung wei-

terer Vorschriften vom 9. Dezember 2004 (Bun-

desgesetzblatt I Seite 3310) verstoßen gegen

den verfassungsrechtlichen Grundsatz des Ver-

trauensschutzes aus Artikel 20 Absatz 3 in Ver-

bindung mit Artikel 2 Absatz 1 des Grund-

gesetzes und sind nichtig, soweit sie § 14

Absatz 3 des Körperschaftsteuergesetzes in der

Fassung des Gesetzes zur Umsetzung von EU-

Richtlinien in nationales Steuerrecht und zur

Änderung weiterer Vorschriften vom 9. Dezem-

ber 2004 (Bundesgesetzblatt I Seite 3310) auf

der Ebene der Organgesellschaft zur Anwen-

dung bringen auf

3. Mehrabführungen der Organgesellschaft an

ihren Organträger, die auf der Grundlage eines

zwischen dem 5. März 2003 und dem 13. August

2004 abgeschlossenen Ergebnisabführungsver-

trags vor dem 1. Januar 2007 erfolgen,

4. Mehrabführungen der Organgesellschaft an

ihren Organträger, die auf der Grundlage eines

vor dem 5. März 2003 abgeschlossenen Ergeb-

nisabführungsvertrags

a. auf den Schluss eines in 2004 endenden Wirt-

schaftsjahres erfolgen, wenn der Ergebnisabfüh-

rungsvertrag nach dem 4. März 2003 eine Kün-

digung spätestens zum 31. Dezember 2003 zu-

gelassen hätte, oder

b. auf den Schluss des ersten in 2005 endenden

Wirtschaftsjahres erfolgen, wenn der Ergebnis-

abführungsvertrag nach dem 4. März 2003 eine

Kündigung spätestens zum 31. Dezember 2004

zugelassen hätte, oder

c. auf den Schluss eines vor dem 16. Dezember

2004 endenden Wirtschaftsjahres erfolgen,

soweit durch die jeweilige Mehrabführung oder

die Summe der jeweiligen Mehrabführungen in

dem betreffenden Veranlagungszeitraum eine

Körperschaftsteuererhöhung nach § 38 Absatz 2

des Körperschaftsteuergesetzes in der Fassung

des Gesetzes zum Abbau von Steuervergünsti-

gungen und Ausnahmeregelungen vom 16. Mai

2003 (Bundesgesetzblatt I Seite 660) ausgelöst

wird, die die durch die jeweilige Mehrabführung

oder die Summe der jeweiligen Mehrabführun-

gen in dem betreffenden Veranlagungszeitraum

ausgelöste Körperschaftsteuerminderung gemäß

§ 37 Absatz 2 Satz 1 in Verbindungmit Satz 2 des

Körperschaftsteuergesetzes in der Fassung des

Gesetzes zur Umsetzung von EU-Richtlinien in

nationales Steuerrecht und zur Änderung weite-

rer Vorschriften vom 9. Dezember 2004 (Bundes-

gesetzblatt I Seite 3310) übersteigt.

BVerfG, Beschluss vom 14.12.2022 –

2 BvL 7/13, 2 BvL 18/14
(Tenor)

Volltext: BB-ONLINE BBL2023-724-1

unter www.betriebs-berater.de

BFH: Verfahrensrechtliche Möglichkeiten

zur Korrektur des Zinslaufs in einer Zinsbe-

rechnung

1. Berechnungsfehler, die den Zinslauf betreffen,

können nicht über die Änderungsvorschrift des

§ 233a Abs. 5 Satz 1 AO, sondern nur auf der

Grundlage der gemäß § 239 Abs. 1 Satz 1 AO

auf Zinsfestsetzungen anwendbaren Regelun-

gen in §§ 129, 172 ff. AO korrigiert werden.

2. Die Entscheidung über das Vorliegen eines

rückwirkenden Ereignisses und die Anwendung

des § 233a Abs. 2a Satz 1 AO bei der Zinsberech-

nung ist ohne Bindung an die Einkommensteu-

erveranlagung zu treffen (zutreffend BMF-

Schreiben vom 15.08.2014, BStBl I 2014, 1174,

unter 2.b).

BFH, Urteil vom 13.12.2022 – VIII R 16/19
(Amtliche Leitsätze)

Volltext: BB-ONLINE BBL2023-724-2

unter www.betriebs-berater.de

BFH: Organschaft: Steuerschuldner und fi-

nanzielle Eingliederung

1. Die sich aus § 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG ergebende

Steuerschuldnerschaft des Organträgers für die

Umsätze der Organschaft ist unionsrechtskon-

form (Anschluss an EuGH-Urteil Norddeutsche

Gesellschaft für Diakonie vom 01.12.2022 – C-

141/20, EU:C:2022:943).

2. Zwar erfordert die finanzielle Eingliederung

i. S. des § 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG im Grundsatz, dass

dem Organträger die Mehrheit der Stimmrechte

an der Organgesellschaft zusteht. Eine finan-

zielle Eingliederung liegt aber auch dann vor,

wenn die erforderliche Willensdurchsetzung da-

durch gesichert ist, dass der Gesellschafter zwar

über nur 50 % der Stimmrechte verfügt, er aber

eine Mehrheitsbeteiligung am Kapital der Or-

gangesellschaft hält und er den einzigen Ge-

schäftsführer der Organgesellschaft stellt (Ände-

rung der Rechtsprechung).

BFH, Urteil vom 18.1.2023 – XI R 29/22

(XI R 16/18)

Prof. Dr. Michael

Stahlschmidt,

Ressortleiter Steuerrecht
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